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Ihr Referent

Michael Ahn, Stadtplaner AKNW, Dipl.-Ing. Raumplaner, 53 Jahre 
Mitglied der Deutschen Akademie für Städtebau und 
Landesplanung, Stadtplanervertreter in der Architektenkammer 
Geschäftsführender Gesellschafter des Büros WoltersPartner 
(Coesfeld) 
Tätigkeitsraum im Arbeitsfeld „Wind“: NRW alle Regierungsbezirke 
mit Ausnahme von Köln, Südhessen 
Das Thema Windenergie beschäftigt uns seit 1997 und ist aus 
unserem Arbeitsfeld „Flächennutzungsplanung“ entstanden 
In der ersten „Planungswelle“ um die Jahrtausendwende haben 
wir für 25 Gemeinden den Planungsvorbehalt in die Flächen-
nutzungspläne eingebaut. 
Nach der Energiewende haben wir 35 Potenzialstudien für 
Kommunen und einige weitere für Projektgruppen erarbeitet.  Die 
Umsetzung in Teilflächennutzungspläne „Windenergie“ erfolgt zur 
Zeit in 10 Kommunen, zwei davon im Kreis Paderborn. 
Wir sind strikt neutral und planen ergebnisoffen (zwei von uns 
betreute Kommunen verzichten nun auf den Planungsvorbehalt)
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Das Urteil des OVG NRW ist inhaltlich eine Fort-
führung der Rechtsprechung des BVerwG (insb. Urteile 
vom 13.12.2012 und 11.04.2013) , hat in seiner  –
teilweisen– Deutlichkeit jedoch  mehr „wachgerüttelt“. 

Dieser Effekt ist aus Sicht der Praxis nicht uner-
wünscht, stoßen wir fast mehrheitlich doch immer 
wieder auf Ratsvertreter, die immer noch glauben, die 
Nutzung der Windenergie in ihrem Hoheitsgebiet 
nach Gutdünken reglementieren zu können.  

Der Ruf nach Hilfe wird jetzt laut an das Land 
(Stichwort Länderermächtigung für Abstände), die 
Landesplanung (Windenergieerlass) und die 
Bezirksplanungsbehörden (sachliche Regionalpläne 
„Energie“). 

Die Probleme und Unsicherheiten sind jedoch nicht 
neu und nur zu einem ganz kleinen Teil durch das 
Urteil entstanden.

Das „Büren-Urteil“
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Abgrenzungsproblematik [1]
Es wird zunehmend schwerer „harte“ Tabukriterien zu bestimmen (… auch Planern muss es 
ab und an gestattet sein, ihr Leid zu klagen) 

Beispiel Siedlungsabstände:  
ohne Zweifel: die schützenswerte Wohnnutzung selbst.  
bereits zweifelhaft: industriell genutzte Flächen. Städtebaulich sollte die                                               
Flächennutzung im engeren Sinne zweckbestimmt bleiben. Der Wunsch                                      
der Unternehmer sieht das z.T. anders: wo das Areal es ermöglicht, steht                                      
Eigenversorgung im Vordergrund (z.B. Stute Paderborn, 4 WKA) 
völlig zweifelhaft: Immissionsabstände! Nach Auswertung konkreter Abstandserforder-
nisse derzeit gängiger 3-MW-Anlagen sind 800 m zur Einhaltung von WA-Werten bzw. 
450 m für MI-Werte die Untergrenze. Aber wer bestimmt, dass 3-MW-Anlagen mit diesem 
Emissionsverhalten das Maß der Dinge sind? Immerhin: OVG NRW Urteil 30.11.2001: die 
Gemeinde „kann ihre Planungen (…) zulässigerweise auch auf einen vorbeugenden 
Immissionsschutz ausrichten“ (Rd. Nr. 129, AZ 7 A 4857/00)

harte / weiche Tabukriterien

Vortragsfolie vom 20.09.2012
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Westfälische Rundschau, Krs. Olpe

Stimmt nicht! Es sind die Klagen, die bremsen!
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Tomiczek, Allgemeine Zeitung
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Nein.

Ist die Planung von Konzentrationszonen für die 
Windenergienutzung  unabhängig von den in der 

Bauleitplanung unvermeidlichen Verfahrensrisiken  
(siehe z.B. Urteil des BVerwG vom 18.07.2013 zu Bekanntmachungsinhalten 

entsprechend der „Aarhus-Konvention“ – Bürger zur Stellungnahme ermuntern –) 
rechtssicher möglich?

Vortragsthese
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Die 1997 eingeführte Privilegierung der Windenergie-Nutzung bei 
gleichzeitig eingeführtem Planungsvorbehalt hat „Geburtsfehler“  

Die Privilegierung schafft ein Eigentumsrecht und schwächt die kommunale 
Planungshoheit. Der Planungsvorbehalt ist ein halbherziger Ersatz. 
Der Planungsvorbehalt über den Flächennutzungsplan „belastet“ dieses 
Planungsinstrument mit einer dort in der Struktur nicht vorgesehenen Bindungs-
wirkung (Konsequenz: es gibt faktisch zwei Arten von Flächennutzungsplänen). 

Es fehlt eine Rechtsentwicklung unter Berücksichtigung der heute üblichen 
Technologie, der Akzeptanz in der Bevölkerung und die Definition von 
Leistungszielen entsprechend der regional differenzierten Eignungen. 

Windkraftanlagen heute (im Vergleich zu 1997) sind leistungsstarke Kraftwerke, die 
GI-Charakter haben. Statt einer allgemeinen Privilegierung besteht ein klassisches 
Planungserfordernis. 
Die Komplexität des Energiemarktes und die enorme Raumwirksamkeit der 
Windkraftanlagen haben die Betroffenheit der Bürger massiv gesteigert. 
Die energetische Effizienz unterscheidet sich aufgrund der natürlichen Bedingungen 
regional deutlich – es gibt aber keine Zielwerte, was „geliefert“ werden muss.

Grundsätzliche Problemlage
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Insgesamt werden die Kommunen mit einem 
Planungsinstrument konfrontiert, dass auch nach 

16 Jahren nicht reibungslos funktioniert. 
Die daraus erwachsende Unsicherheit erzeugt 

Planungsfehler. 
!

Die Vielzahl gerichtlicher Entscheidungen zeigt 
deutlich, dass hier immer noch Interpretations- und 

Reparaturbedarf ist.

Vortragsthese
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Auszug „Windenergie Handbuch“
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… und doch ein Plädoyer für Planung
Planungsprinzip: jedes raumbedeutsame Vorhaben sollte in ein räumliches, 
städtebaulich abgewogenes Konzept passen. 

Windenergienutzung löst vor Ort eine intensive Diskussion um das Für und Wider 
im Allgemeinen und bezogen auf konkrete Vorhaben aus; der Interessenausgleich 
und damit die Sicherung des Friedens vor Ort ist eine ureigene kommunalpolitische 
Aufgabe. 

Die Reduzierung auf einzelne immissionsschutzrechtliche Genehmigungs-
verfahren birgt die Gefahr in sich, das Ganze – also die räumliche Gesamtwirkung – 
aus dem Auge zu verlieren. 

Betreibermodelle mit dem Ziel, Bürger vor Ort einzubinden und die Akzeptanz zu 
erhöhen, sind ohnehin nur auf dem Verhandlungswege durchzusetzen; Planung ist 
hier „hilfreich“ – wenn auch nicht verbindlich. 

Die Kommunen gehen ein Planungsrisiko ein, wenn sie räumlich steuern wollen – 
die nachteiligen Wirkungen ohne Steuerung sind aber in den meisten Fällen 
absehbar.
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10 Problemfelder aus der Praxis
Die nachfolgenden 10 Problemfelder begründen zahlreiche Unsicherheiten in der 
Planungspraxis. 

Die Unsicherheiten führen - neben handwerklichen Fehlern, die bei Planungen in 
Spannungsfeldern noch häufiger vorkommen – zu Abwägungsentscheidungen, die 
rechtlich angreifbar machen.  

Es gibt zweifellos noch deutlich mehr Fragestellungen, die nicht nur aus der 
Bürgerschaft aufgeworfen werden und die kommunale Politik in z.T. gewagte 
Abwägungsvorgänge stürzen. 

Aufgrund fehlender Fachkompetenz fehlt das Thema „Immissionsermittlung“. 
Offenkundig gibt es hier aber auch große Unsicherheiten, da es sich bei der 
Lärmphysik nur scheinbar um eine exakte Wissenschaft handelt. Wenn sich 
Berechnungsmethoden über die Zeit (per Verordnung) verändern und Berechnungen 
mit Zu- und Abschlägen arbeiten, scheint es Spielräume zu geben. 

Auch das Thema Artenschutz bleibt weitgehend außen vor – obwohl dies in der Praxis 
nicht so einfach ist „in Ausnahmebestände hineinzuplanen“
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1. Das Wahrnehmungsproblem
Viele Beteiligte haben von der rechtlichen Situation des „Planungsvorbehaltes“ 
folgende – verzerrte – Wahrnehmung: 

Die Kommunen müssen Konzentrationszonen planen. 

Windenergie ist ein Kernbestandteil kommunaler Planungshoheit. Das überlassen 
wir nicht dem Kreis als immissionsrechtliche Genehmigungsbehörde. 

Eine Konzentrationszonen ist wie die Planung eines neues Gewerbegebiet. Das 
können wir planen, wo wir es für richtig halten. 

Bauverbot? Nie gehört. Wir wollen unsere Gemeinde nicht verspargeln. 

Wenn man keine bzw. keine ausreichend großen Konzentrationszonen findet, hat 
man eben keine Flächen und der Spuk ist vorbei. 

Hier müssen alle Beteiligten lernen, dass es zuerst einmal darum geht zu begründen, 
warum die Windenergienutzung an bestimmten Stellen eingeschränkt werden soll. 
Die Formulierung des BauGB in § 35 Abs. 3 Satz 3 erweckt den falschen Anschein. 
Ähnlich wie beim Biogas  hätte die Einschränkung in § 35 Abs. 1 Nr. 5 gehört.
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2. Was wird aus den „alten“ Zonen?
Neue städtebauliche Gesamtkonzepte mit neu abgewogenen weichen Tabukriterien 
führen häufig dazu, dass die bisher dargestellten Konzentrationszonen den Kriterien 
nicht mehr entsprechen. Aufgrund der deutlich geringeren Emissionen von 10 Jahre 
alten 800 kW-Anlagen waren Abstände von 250 m zu Wohnhäusern keine Seltenheit. 

Der Rückfall auf den Bestandsschutz stellt keine Lösung dar – ausgenommen es 
wäre eine erkennbare Fehlentwicklung – da ein Wiedererrichten z.B. nach einer 
Havarie an gleicher Stelle nicht möglich ist und es auch Fälle gibt, wo die 
Finanzierungszusagen zurückgezogen worden sind. 

Eine „gewagte“ Lösung: Teilflächennutzungsplan unter Aussparung der bisherigen 
Zonen, dort gilt dann ausdrücklich § 35 Abs. 1 Nr. 5 (formelle Aufhebung des 
Altplanes erforderlich) 

Transparente Lösung: aufgrund vorliegender Genehmigungen und einer baulichen 
Vorprägung anwenden bisher zugrunde liegender Abstandskriterien und 
Beschränkung auf Anlagen des aktuellen Immissionsspektrums (Abwägung 
notwendig!)
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Umgang mit vorhandenen Zonen

Arbeitsplan

Bei nur vereinzelten Abweichungen 
könnte auch die „Regel-Ausnahme- 
Vermutung“ nach § 35 Abs. 3 Satz 3 

BauGB angewandt werden.
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3. Fehlendes Planungsziel [1]
Das „Maß aller Dinge“ ist der Nachweis, dass durch die Planung von 
Konzentrationszonen substanziell Raum für die Windenergienutzung verbleibt. 

Derzeit ist kein „Messverfahren“ bekannt, um dies zweifelsfrei festzustellen.  

Gemäß OVG NRW ist die abschließende Feststellung den Tatsachengerichten 
vorbehalten. 

Für die örtliche Politik ist das ein unhaltbarer Zustand: es soll ohne definiertes Ziel 
geplant werden bzw. das Ziel ergibt sich gesichert erst im Nachhinein. 

Derzeit scheint nur eine Indizienkette der einzige (wenn auch immer noch 
unsichere) Ausweg zu sein. Der Bezug zur Außenbereichsfläche ohne harte Tabus ist 
wichtig. Eine der Raumnutzungsstruktur entsprechende Einschätzung der 
regenerativen Energieanteil ist hilfreich. Plausibilität und allgemeine Anerkennung 
der gewählten weichen Tabukriterien zeigen positiven Planungswillen. 

„Kontingente“ wie (indirekt) im LEP und Energieatlas genutzt, bräuchten 
Verbindlichkeit. Der Erfüllungsgrad wäre meßbar.
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Das Dilemma des fehlenden  bzw. nicht zweifelsfrei zu bestimmenden Planungsziels 
führt zu einer Schere der Rechtsunsicherheit: 

Wird restriktiv geplant, ist die Wahrscheinlichkeit groß, dass ein nicht bevorzugter 
Eigentümer  sein durch die Privilegierung eingeräumtes Eigentumsrecht einklagt 
und ggf. Recht bekommt, wenn der Maßstab des Gerichts ein anderer ist. 

Wird großzügig geplant, wächst die Rechtssicherheit gegenüber Klagen von 
Investorenseite. Gleichzeitig wird jedoch die Plankonzept beliebig (gleicht sich an 
die allgemeine Privilegierung an) und droht abwägungsfehlerhaft gegenüber den 
Interessen von Anwohner, den Anforderungen des Artenschutzes oder sonstiger 
konkurrierender Nutzungen zu werden. 

Bei großzügiger Planung wächst zudem das Risiko nicht umsetzbarer 
Konzentrationszonen. Ist dies das Ergebnis der ersten Genehmigungsverfahren, ist 
der Vorwurf der Feigenblatt-Planung nicht weit.

3. Fehlendes Planungsziel [2]
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4. Überschätzung des Optischen

Die vom OVG NRW (09.08.2006) aufgestellten Vermutungsregeln bezüglich der 
Erwartungen an eine optisch bedrängende Wirkung werden in der öffentlichen 
Diskussion zu pauschalen Schutzradien hochstilisiert. 

Gerne vorgelegte Musterrechnung: bis zur dreifachen Anlagenhöhe ist ja mit 
optisch bedängender Wirkung zu rechnen. Anlagen sind heute mindesten 200 m 
hoch. Mit einem Sicherheitszuschlag muss der Mindestabstand einer 
Windkraftanlage zu einem Wohngebäude - und zwar ringsherum – 700 m betragen 
(3*200 plus 100 m Sicherheit), um dieses Problem zu umgehen. 

Die Frage der Himmelsrichtung, der Lage zu schützender Aufenthaltsbereiche und 
Möglichkeiten der Sichtabschattung werden nicht thematisiert. 

Eine abstandsunabhängige Allgemeinbetrachtung z.B. einer Ortschaft in Tallage, die 
zu  Zweidritteln bereits „umstellt“ ist, findet selten statt.
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Dimensionen moderner WKA
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5. Unterentwickelte interkommunale Zusammenarbeit

Nach unserer Einschätzung ist der Raum, auf den die Fragestellung, ob noch 
substanziell Raum für die Windenergienutzung verbleibt, nicht zwangsläufig auf ein 
Gemeindegebiet begrenzt. Eine Kombination eines sachlichen Teilflächen-
nutzungsplans „Windenergie“ (§ 5 Abs. 2b BauGB) mit einem gemeinsamen 
Flächennutzungsplan (§ 204 BauGB) ist möglich. 

In der Planungspraxis wird statt dessen der Ärger gepflegt, wenn die Nachbarn mal 
wieder einen Windpark an der Gemeindegrenze planen – was angesichts der dort 
meist geringeren Siedlungsdichte aber häufig vorkommt.  

Eine konkrete Anfrage im Märkischen Kreis endete in dem Moment, als deutlich 
wurde, das eine Stadt dann keine, die anderen aber umso mehr Potenzialflächen 
hatten. 

Die „Eignungsbereiche“ des Regionalplans Münsterland (zur Zeit noch geltend, aber 
die Neuplanung mit „Vorranggebieten ohne Ausschlusswirkung“ kommt) waren kein 
schlechter Weg.
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Für viele Gemeinden im Münsterland eine 
echte Planungshilfe: Eignungsbereiche mit 

Ausschlusswirkung im Regionalplan. 
!

Nun erweist sich dieser immer noch gültige 
Teil-Plan als Entwicklungshemmnis - oder 
als letzte „Bastion“, um Zeit zu gewinnen.

RP Münsterland (Windenergie)
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6. Unklarheit über die Mindestgröße
Wann ist eine Konzentration erreicht? Begriff der Windfarm? Mindestens 3 Anlagen? Ist 
das aber nicht eher eine Leistungsfrage? Können auch zwei Anlagen eine Konzentration 
bilden? 

Wenn die Annahme in Büren von 30 ha zu groß war, wären dann 15 ha angemessen? 

Die Ausrichtung einer Windzone in der Hauptwindrichtung ist entscheidend dafür, ob 
mehr oder weniger Anlagen aufgestellt werden können. Muss der FNP daher schon ein 
(ungefähres) Standortlayout vorgeben/prüfen? 

Dürfen Gemeinden die Konzentrationswirkung von sich aus definieren (also z.B. 
mindestens 5 Anlagen müssen unterzubringen sein)? 

Wann ist eine Konzentrationszone „mehrkernig“, setzt sich also aus vielen kleinen 
Einzelflächen, die in einem räumlichen Verbund stehen, zusammen. Wären die üblichen 
Mindestabstände von Anlagen (also 5facher Rotordurchmesser in Haupt- und 3facher in 
Nebenwindrichtung) hier ein Orientierungsmaß? 

Der Sinn der Konzentrationszonenplanung ist vorrangig eine räumliche Steuerung. Das 
Wort „Konzentration“ kommt zwar in § 35 BauGB nicht vor, beschreibt aber treffend das 
zentrale Planungsziel.  Nur: wann wird die Definition rechtlich bedenklich?
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7. Problem Windhöffigkeit
Windhöffigkeit wird gerne als hartes Tabu definiert. 

Im Sinne von Bundesverwaltungsrichter Stephan Gatz mag das sogar richtig sein. Er 
beschränkt sich dabei auf die Anlaufgeschwindigkeit. 

In der Praxis ist das alles wenig hilfreich und eine Sollbruchstelle für eine Klage: 

Die Anlaufgeschwindigkeit ist anlagenabhängig; im FNP nicht festzulegen 

Der Höhenbezugspunkt fehlt. Die im Mittel anzunehmende Anlaufgeschwindigkeit 
von 3 m/s wird in 150 m Nabenhöhe schneller erreicht, als in 120 m Höhe. 

Die Anlaufgeschwindigkeit ist eine Wirtschaftlichkeitsgrenze (an dieser Stelle 
übersteigt die gewinnbare Energie den Energie-Eigenbedarf einer Windkraftanlage). 

4 m/s werden flächendeckend selbst in Tallagen des Mittelgebirges in 140 m Höhe 
erreicht. Zur Flächendifferenzierung also eher ungeeignet. 

Die Nennleistung der meisten Windkraftanlagen wird im Mittel bei 15 m/s erreicht. 

Erfahrungswerte der Investoren liegen für rentable Anlagen bei ca. 6,2 m/s
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8. Zwangsjacke Gesamtkonzept
Standardsituation bei der Umsetzung von Potenzialstudien in sachliche Teilflächen-
nutzungspläne: von 5 Potenzialflächen sind zwei problemlos und alle abwägungs-
notwendigen Daten liegen vor. Die örtlichen Investoren haben die Rückendeckung aus 
Bürgerschaft und Politik und haben die Bauanträge schon in der Schublade. Für zwei 
weitere sind die Artenschutzprüfungen gerade erst angelaufen und dauern noch ein 
halbes Jahre. Eine Fläche war bislang nicht im Focus und wurde erst nach einer 
„urteilskonformen“ Prüfung der Potenzialflächenstudie neu ermittelt. Für diese 
„Weißfläche“ gibt es noch keine Planungsgrundlagen. 

Was tun (wenn man nicht einfach abwarten will, bis der Plan „rund“ ist)? 

Räumlicher Teilflächennutzungsplan? Faktisch nicht begründbar abzugrenzen und 
außerhalb wäre dann keine Steuerungswirkung mehr gegeben. 

Mehrere parallele Aufstellungsbeschlüsse? Rechtlich bedenklich, da bei einer zeitlichen 
Spreizung ggf. andere Abwägungsentscheidungen entstehen oder neue Erkenntnisse 
zu berücksichtigen sind. 

Die ersten Standorte als „substanziell“ erklären und  die nächsten in Änderungen 
nachschieben?
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9. Zwang zur Kooperation mit Investoren
Problemfeld 8 ist häufig ein spezielles Problem kleiner, finanzschwacher Kommunen 
mit begrenzten Planungskapazitäten. 

Der rein finanzielle Aufwand zur Ausarbeitung eines Potenzialstudie und vor allem 
für vertiefende artenschutzfachliche Prüfungen kann häufig nicht dargestellt 
werden (Planungskosten im 6stelligen Bereich sind nicht unüblich). 

Vor dem Hintergrund der enormen Bodenwertsteigerung erscheint es mehr als 
gerecht, wenn die potenziellen Investoren mittels § 11 BauGB (städtebaulicher 
Vertrag) angehalten werden, die notwendigen Fachgutachten zu liefern.  

Es handelt sich um „Sowieso-Kosten“, da lediglich Unterlagen gefordert wären, die 
bei einem Bauantrag ohnehin zu erarbeiten wären. 

Leider gibt keinen „Vorhabenbezogenen Flächennutzungsplan“ und einige 
Vertragswerke lassen Zweifel aufkommen, ob sie rechtmäßig sind. 

Die Kooperation birgt latent die Gefahr in sich, z.B. in Kopplungsgeschäfte zu 
geraten oder nicht mehr frei zu sein in der städtebaulichen Abwägung.
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10. Die frommen Wünsche
Klassiker in der Planungspraxis: „Windenergie ja, aber nur wenn sich alle Bürger 
finanziell beteiligen (und profitieren) können!“ Oder noch „frommer“: „Nur mit 
unseren Stadtwerken!“. 

Wir als freie Planer haben es leicht: Projekte, wo nicht wenigstens im Ansatz ein 
Bürgerwindparkmodell zu erkennen ist, betreuen wir nicht. Die Kommunen haben 
diese  Wahl nicht. 

Betreibermodelle sind kein planungsrechtlicher Regelungsgegenstand. 

Das gesamte Thema „Bürgerwindpark“ (der Kreis Steinfurt hat dazu eine gute 
Definition und Leitlinien vorgelegt) hat keinerlei rechtliche und leider auch nur eine 
schwache politische Unterstützung – dabei wäre dann doch vieles viel einfacher. 

Das Problem könnte entschärft werden, wenn Windenergie nicht pauschal 
privilegiert wäre. Statt dessen sollten die Gemeinden in § 1 bzw. 1a BauGB dazu 
verpflichtet werden, Flächen für regenerative Energien vorzuhalten. Die Umsetzung 
erfolgt dann über die klassische Bauleitplanung - vielleicht auch ein frommer 
Wunsch.



© Kreis Paderborn

Darstellung von Konzentrationszonen zur Windenergienutzung in der Planungspraxis

Schlussfolgerung
Dem derzeitige Planungsrecht fehlt es an Klarheit. Obwohl es das Windkraftprivileg 
nun schon über 16 Jahre gibt, ist die Planungspraxis von unzähligen Unsicherheiten 
geprägt – und beschäftigt nach wie vor die Rechtsprechung. 

Die Unsicherheiten sind in den kleinen und mittleren Gemeinden ohne aufwändigen 
Planungsapparat am größten – gleichzeitig ist hier der Druck auf die Fläche ungleich 
größer, als in den Metropolen und Großstädten. 

Klimaschutz und Energiewende haben zu politischen Zielvorgaben geführt. Das 
Tempo wird durch das Erneuerbare Energien Gesetz politisch bestimmt (meist 
forciert), der Einfluss der Gemeinden wurde durch das Baugesetzbuch reduziert. Was 
können die Kommunen dann noch (rechtssicher) steuern? 

Der 1997 eingeschlagene Weg, regenerative Windenergienutzung durch die eine 
planungsrechtliche Privilegierung zu forcieren, gehört auf den Prüfstand.



Es läuft nicht „rund“ bei der Planung von 
Konzentrationszonen für die 

Windenergienutzung. Da es an vielen 
Stellen hakt, können auch Viele dazu 

beitragen, hier Hindernisse abzubauen. 
Politik - Kommunen - Bürger 

und natürlich auch die Richter.
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